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Es ist jetzt zum dritten Mal, dass der
„blickpunkt“ mit dem Thema „Ge-
sundheit“ auf dem Titel erscheint.
Viele Meinungen erreichten uns, das
Thema interessiert. Ein Leser rief bei
uns an und sagte: „Ich soll zu einem
Neurologen - Termin aber erst in 2
Monaten.“ Solche und andere Hin-
weise sind ernst zu nehmen.

Wir erfuhren: Eine aktuelle Umfrage
des Instituts für Demoskopie Allens-
bach machte eine Umfrage unter 521
Medizinern.
Danach sehen bereits heute 58% der
niedergelassenen Ärzte in Regionen
mit weniger als 100.000 Einwohnern
bei sich vor Ort einen Ärztemangel -
zwei Jahre zuvor waren es nur 31%.
Diese Entwicklung geht an unserer
Stadt nicht vorbei. Die Gesundheits-
kommission sollte in Mörfelden-Wall-
dorf schnellstens zusammenkom-
men, um das Thema zu beraten.

Auch die Praxis in Krankenhäusern ist
teilweise bedenklich. Der Verdacht
steht im Raum, dass viele Eingriffe
medizinisch nicht notwendig sind. Die
Krankenhäuser weisen den Vorwurf
zurück. Trotzdem sollen nun Anreize
beseitigt werden. Ein Vertreter der
Kassen meinte: Es gebe „Anzeichen,
dass nicht nur aus medizinischen, son-
dern auch aus ökonomischen Grün-
den operiert wird.“

Es gibt Meldungen, dass es immer
noch Bestechungsversuche der Phar-

Gesundheit ist zur
Ware geworden

maunternehmen gibt, dass einzelne
Apotheken sich illegal bereicherten.

Wir sagen: „Gesundheit ist keine
Ware!“.  Gleichzeitig wissen wir, im
kapitalistischen Gesellschaftssystem
wird tendenziell alles zur Ware. Für
uns bleibt entscheidend, dass Kranke
jederzeit die notwendige medizini-
sche Hilfe bekommen. Wir wollen
nicht, dass der Geldbeutel des Patien-
ten oder der Kassenstand (oder die
Gewinnerwartung) eines Kranken-
hauses darüber entscheiden, welche
Behandlung jemand bekommt. Fortsetzung nächste Seite

Deshalb sind wir auch für den Erhalt
des Kreiskrankenhauses - heute
„Kreisklinik Groß-Gerau GmbH“ - in
kommunaler Trägerschaft. Bei einem
Gespräch der Kreistagsfraktion DIE
LINKE.Offene Liste mit der Geschäfts-
führung ging es vor allem um die
schlechte wirtschaftliche Lage vieler -
vor allem kommunaler - Krankenhäu-
ser, die dadurch zunehmend unter
„Privatisierungsdruck“ stehen. In
Groß-Gerau will man diesem Druck
standhalten, weil Privatisierung
erfahrungsgemäß zu Lasten der Pati-
enten und der Beschäftigten geht.
Man setzt u.a. auf Kooperation mit
niedergelassenen Ärzten.
„Immer mehr Krankenhäuser schrei-
ben rote Zahlen und sind wirtschaft-
lich und damit in ihrer Existenz akut
bedroht. Die Belastungen der Be-
schäftigten sind zu hoch. Die Patien-

„ . . . und was erhöhen wir jetzt ?“

Foto aus
„Freitags-Anzeiger“

Richard Lehner, Fraktionsvorsitzender der Grünen, 1. Stadtrat Franz-
Rudolf Urhahn (Grüne), Bürgermeister Heinz-Peter Becker (SPD) und der
Fraktionsvorsitzende der SPD, Behnam Yazdani nach der Amtseinfüh-
rung der beiden hauptamtlichen Kommunalpolitiker.      (Foto: Schwappacher)
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Straßen in unserer Stadtten beklagen, dass Ärzte und Pflege-
kräfte zu wenig Zeit für persönliche
Zuwendung haben. Die qualitativ
hochwertige Patientenversorgung in
Deutschland ist gefährdet,“ hieß es
bei einem „Krankenhausgipfel“ in
Berlin im Februar dieses Jahres, an
dem auch Vertreter der Kreisklinik
teilnahmen. Dort wurde eine „Petiti-
on für eine faire Krankenhausfinan-
zierung“ verabschiedet, die u.a. eine
Anhebung der Vergütungen fordert,
damit unabwendbare Kostensteige-
rungen (z.B. Tariflöhne, Energiekos-
ten etc.).
Die Verbesserung der Finanzsituati-
on der Kliniken in unserem Land -

Ihr, die ihr in Mörfelden das Straßen-
schild seht, gedenkt ihm. Und wenn
ihr das Lied kennt, singt es.

Es bleibt aktuell:

Mann der Arbeit, aufgewacht!
Und erkenne deine Macht!
Alle Räder stehen still.
Wenn dein starker Arm es will.

Georg Herwegh schrieb es 1863. Eine
Hymne auf das revolutionäre Prole-
tariat.

Herwegh (geb. am 31. Mai 1817 in
Stuttgart; gestorben 7. April 1875 in
Lichtental) war ein sozialistisch-revo-
lutionärer deutscher Dichter des Vor-
märz.

Er gilt als einer der bedeutendsten
Dichter des deutschen Proletariats im
19. Jahrhundert.

Von Herbst 1841 bis Februar 1842
reiste Herwegh nach Paris und traf
dort mit Heinrich Heine zusammen,
der ihn später in seinem Gedicht „An
Georg Herwegh“ ironisch als „eiserne
Lerche“ verewigte.
Er arbeitete für die von Karl Marx redi-
gierte Rheinische Zeitung.
1863 wurde Herwegh zum Bevoll-
mächtigten des neu gegründeten
Allgemeinen Deutschen Arbeiterver-
eins (ADAV) in der Schweiz. Der ADAV
war die erste Vorläuferorganisation
der späteren Sozialdemokratischen
Partei Deutschlands (SPD).

Im 7. April 1875 starb Herwegh im
heute zu Baden-Baden gehörenden
Lichtental. Begraben ist er in Liestal.
Seine Grabinschrift lautet:

„Hier ruht, wie er’s gewollt, in seiner Hei-
mat freien Erde

Georg Herwegh

Von den Mächtigen verfolgt,
Von den Knechten gehaßt,
Von den meisten verkannt,
Von den Seinen geliebt.“

jedes zweite Krankenhaus wird 2013
voraussichtlich rote Zahlen schreiben
- ist angesichts der steigenden Anfor-
derungen an medizinische und pfle-
gerische Leistungen in einer altern-
den Gesellschaft unbedingt nötig,
damit nicht „geschäftsmäßig“ ope-
riert wird. ...

In der Kommune hat die Stadtverwal-
tung und das Stadtparlament zwei-
fellos die Aufgabe, sich auch um die
ärztliche Versorgung vor Ort zu küm-
mern - auch wenn das andere Partei-
en anders sehen.
Das Thema bleibt und wir bleiben
dran.

Proteste gegen PRISM
und TEMPORA
Weltweit finden Demonstrationen ge-
gen die bekanntgewordenen US-
Schnüffeleien  „Prism“, „Tempora“, „In-
dect“ und das Utah Data Center statt.
Das sind auch Demonstrationen der
Solidarität mit Edward Snowden,
Bradley Manning und anderen Whist-
leblowern. „Stop watching us“ heißt
die Protestbewegung gegen die In-
ternet-Überwachung durch die NSA.
Auch in Deutschland wird gegen die
Ausspähung demonstriert.
In dem Aufruf zu den Demonstratio-
nen heißt es u. a.: „Jeder muss sich mit
Edward Snowden fragen: Möchte ich in
einer Gesellschaft leben, in der ein außer
Kontrolle geratener Überwachungsstaat
täglich meine Privatsphäre verletzt, um
jeden meiner Schritte und Gedanken in
der digitalen Welt aufzuzeichnen? Möch-
te ich Bürger oder Untertan sein? Wir
sagen: Stoppt PRISM! Stoppt TEMPORA!

Stoppt INDECT! Verhindert das Utah Data
Center!“
Edward Snowden; „Letztenendes fürch-
tet sich die Obama-Regierung nicht vor
Whistleblowern wie mir, Bradley Man-
ning oder Thomas Drake. Wir sind staa-
tenlos, eingesperrt oder machtlos. Nein,
die Obama-Regierung fürchtet sich vor
euch. Sie fürchtet sich vor einer informier-
ten, aufgebrachten Öffentlichkeit, die jene
verfassungstreue Regierung einfordert,
die ihr versprochen wurde – und das sollte
sie sich auch.“
Bisher sind in Deutschland Aktionen
in Augsburg, Berlin, Frankfurt, Ham-
burg, Heidelberg, Heidenheim, Ingol-
stadt, Köln, Leipzig, Magdeburg,
Mannheim, München, Münster, Re-
gensburg, Saarbrücken, Ulm und
Würzburg  geplant.
Weitere Informationen unter: demonstrare.de
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Volksinitiative
will mehr Zeit für gute
Bildung
Ein breites Bündnis will mit einer Volks-
initiative eine vollständige Rückkehr
zum Abitur nach 13 Jahren (G9) durch-
setzen. Um die erste Hürde für ein
Volksbegehren zu nehmen, sollen in
einem Jahr 90.000 Unterschriften ge-
sammelt werden, erklärten die Orga-
nisatoren der Initiative „Pro G9: Mehr
Zeit für gute Bildung“
Der Entwurf sieht vor, an Gymnasien
ab dem Schuljahr 2014/15 nur noch
G9 zu erlauben. Bis dahin sollen aber
auch laufende Mittelstufenjahrgän-
ge, für die eine achtjährige Gymnasi-
alzeit vorgesehen ist, zu G9 zurück-
kehren dürfen. Die Regierung will hin-
gegen nicht zulassen, dass die Schul-
form für laufende Jahrgänge verän-
dert wird.
Im Aufruf der „Volksinitiative“ heißt
es u.a.: „G8 gehört abgeschafft!Wir for-
dern vom Hessischen Landtag eine sofor-
tige Schulgesetzänderung, damit allen
Kindern eine Rückkehr zu einer sechsjäh-
rigen Mittelstufe ermöglicht wird. Denn
die Verkürzung der Schulzeit auf 12 Jahre
brachte erhebliche Nachteile für Schüler-
innen und Schüler, Lehrkräfte und Eltern.
Es fehlt Zeit für das Vertiefen und Wieder-
holen der Lehrinhalte. Der Rahmenplan
kann meistens nur noch oberflächlich
abgehakt werden. Die erforderliche Leis-
tung kann oft nur noch mit außerschuli-
scher Unterstützung durch Eltern und
Nachhilfeinstitute erbracht werden.
Auch für Kinder, die die geforderte Leis-
tung ohne Probleme erbringen können,
mangelt es an Zeit für die Entwicklung der
eigenen Persönlichkeit, sozialer Inhalte
und Kompetenzen. Unseren Kindern feh-
len Freiräume für Hobbies, Familie, Sport,
Freundschaften  und  außerschulisches
Engagement. Dieses System beeinträch-
tigt mehr und mehr das Leben von Schü-
lerinnen und Schülern, Lehrkräften und
Eltern.
Gute Bildung braucht Zeit! Unser Ziel ist,
zukünftig alle Schülerinnen und Schüler
nach den Vorgaben von G9 zu unterrich-
ten und die Möglichkeit, dass laufende
Jahrgänge nach dem Elternwunsch um-
stellen können. Wir wollen den zuständi-
gen politisch Verantwortlichen ein klares
Signal geben.“            Mehr:  www.prog9.de

Mister
Moderat

und
Gebühren-Franz

weiter im Amt

Seit dem 2. Juli sind sie nun offiziell wieder „im Amt“: Bürgermeister Heinz-
Peter Becker (SPD)  und Franz Urhahn (Grüne).
Für die linke Opposition im Stadtparlament, die DKP/Linke Liste, wünsch-
te der Fraktionsvorsitzende Gerd Schulmeyer dem Bürgermeister und
dem Ersten Stadtrat alles Gute für ihre zweite Amtszeit.
Für den angesichts der Finanzsituation unserer Stadt politisch notwen-
digen „Blick über den Tellerrand“ überreichte er ihnen das „Kommunis-
tische Manifest“.
„Als politisch anders Denkende legen wir Ihnen die Lektüre dieses Buches
ans Herz, das von der UNESCO gerade mit anderen Schriften von Karl
Marx in das „Weltdokumentenerbe“ aufgenommen wurde“, sagte er
dazu. Viele Gäste quittierten das mit Beifall.

Linke
Opposition
bleibt
notwendig

Vor Wahlen gibt es Plakate,
Flugblätter und Hausbe-
suche. Aber einmal ge-
wählt, sitzen viele Politi-
ker mit den Jahren „Auf
dem hohen Ross“.
Eine ordentliche
Opposition wird dann wichtig.

Die SPD und die Grünen haben mit ihren Hauptamtlichen die Schutzschirm-
aktion durchgedrückt. Sie sind auch die Durchsetzer der Gebührenerhöhun-
gen, die vor allem den ärmeren Teil der Bevölkerung hart treffen. Und die
meisten dieser Erhöhungen sind gar nicht „moderat“, wie der Bürgermeister
oft sagt. Gerade deshalb, weil auch außerhalb der Stadt alles teurer wird.
Dass die hiesige CDU das alles genau so machen würde, ist keine Entlastung
für die Grünen und die SPD. Viele Sozialdemokraten und Grüne haben noch
gar nicht gemerkt, welches üble Spiel die Landesregierung mit dem Schutz-
schirm betreibt und wer davon profitiert. Sie machen mit und sind wieder
einmal Ärzte am Krankenbett des Kapitalismus.
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Aus der Rede des  Abgeordneten Volker
Arndt von der Kreistagsfraktion Die
Linke.Offene Liste am 1. Juli 2013
bei der 14. Sitzung des Kreistages.

Bundeswehreinsätze sind
kein Computerspiel
Wir beantragen, dass der Kreisaus-
schuss darauf hinwirkt, dass in allen
Schulen des Kreises Groß-Gerau kei-
ne Veranstaltungen der Bundeswehr
durchgeführt werden.
Warum? Jugendliche sind sehr viel
leichter manipulierbar als es bei Er-
wachsenen der Fall ist.
Ich erinnere mich, an einer Bundes-
wehrshow teilgenommen zu haben
... auf dem Gelände meiner damali-
gen Schule. Ich fand das richtig span-
nend, denn alles, was ich zu sehen
und zu hören bekam, war subjektiv
positiv. Es suggerierte Möglichkeiten,
eine Macht über andere zu bekom-
men, die man sonst nicht hat; ähnlich
wie bei den – Ihnen sicherlich bekann-
ten – Computer-Ballerspielen.
Bundeswehreinsätze – wie beispiels-
weise in Afghanistan – sind jedoch
kein Computerspiel, sondern Reali-
tät. ...  Jungen Menschen etwas vor-
zugaukeln, wie toll es doch bei der
Bundeswehr sei, halte ich ... für äu-
ßerst bedenklich in Anbetracht einer
Kriegsrealität, wie sie heute gang und
gäbe ist. ...
Ein Soldat wird darauf geschult, Ge-
walt auszuüben, und wir lehnen Ge-
walt ab. Dass er gleichzeitig seine ei-
gene Gesundheit gefährdet, den ei-
genen Tod in Kauf nimmt – im wahrs-
ten Sinne des Wortes, wird in der Re-
gel verschwiegen.
Um junge Menschen davor zu schüt-
zen, fordern wir den Kreisausschuss
auf, den Schulverantwortlichen an-
zuraten, dafür Sorge zu tragen, gera-
de die negativen Auswirkungen bei
Bundeswehreinsätzen im Unterricht
deutlich zu machen. Gleichzeitig soll
auf eine Beteiligung der Bundeswehr
bei Berufsbildungs-, Ausbildungs-
messen und sonstigen Veranstaltun-
gen im Rahmen jeglicher Schulaktivi-
täten aus den genannten Gründen
verzichtet werden. ...

Vor dem Mörfelder Rathaus wehte die
grün-weiße Fahne der Kampagne „Bür-
germeister für den Frieden“.
Der Kampagne hatte sich Mörfelden-
Walldorf im Februar angeschlossen.
Die Kampagne „Bürgermeister für den
Frieden“ wurde 1982 auf Initiative des
Bürgermeisters von Hiroshima ins Leben
gerufen.
Mit der Flaggen-Aktion demonstrierten
weltweit 5500 Mitgliedsstädte der Kam-
pagne gegen Atomwaffen, für Frieden
und Abrüstung.

G A S T B E I T R A G

Atomwaffenfreie Welt
Dieses Ziel hat die DKP nie aus den
Augen verloren. Wir fühlten uns einig
mit der überwiegenden Zahl der Men-
schen, die aufgeschreckt waren von
den ersten Einsätzen der Atombom-
be am 6. und 9. August 1945 in Hiros-
hima und Nagasaki mit 92.000 Toten
sofort und 130.000 bis zum Jahresen-
de. Während des „Kalten Krieges“
wurden die Atombombenarsenale
aufgestockt; die Sprengkraft hätte die
Erde vielmals zerstören können.
Ende der 1950er Jahre datiert der or-
ganisierte Widerstand gegen diese
Gefahr. Jährlich fanden und finden
die Ostermärsche statt. Der Atom-
waffenteststopp, der Sperrvertrag
und die Reduzierung der Arsenale
haben die Gefahr nur unwesentlich
verringert.
In der Bundesrepublik lagern immer
noch US-Atombomben in der Eifel.
Die USA haben sich bisher geweigert,
sie abzuziehen.
Daher bleiben solche Aktionen wich-
tig. Es ist gut, wenn sich Bürgermeis-
ter in diesem Abrüstungsprozess
engagieren. Außerdem: Mörfelden-
Walldorf war schließlich erste Stadt
der Bundesrepublik, die sich auf Initi-
ative der DKP als „atomwaffenfreie
Zone“ deklarierte (gegen die CDU).
Entsprechende Schilder waren an den
Ortseingängen zu sehen. Das war
auch Grundstein für die Friedenspart-

nerschaft mit Wageningen.
Einen Punkt wollen wir aber nicht
auslassen: Wenn sich der Bürgermeis-
ter stark machen würde, dass die
Bundeswehr keine Plattform für ihre
Werbung in der Schule haben würde,
wäre das ein richtiger und wichtiger
Schritt. Frieden fängt nicht erst bei
Atomwaffen an.                                  R. D.

Protest gegen den Tod
aus der Pfalz
Unser Nachbarland Rheinland-Pfalz
spielt nach wie vor eine zentrale Rolle
in der Kriegsplanung. Ramstein ist
das zentrale Luftdrehkreuz der US-
Amerikaner für alle militärischen In-
terventionen und Kriege in West- und
Mittelasien, aber auch in Nordafrika.
In Landstuhl ist das größte Militär-
hospital außerhalb der USA, in das
eigene Verwundete aus diesem Be-
reich eingeflogen und behandelt wer-
den. In Büchel in der Eifel lagern 20 US-
Atombomben, um im „Ernstfall“ im
Rahmen der „atomaren Teilhabe“ von
Kampfjets der Bundeswehr ins Ziel
gebracht zu werden. In Idar-Oberst-
ein ist die Artillerieschule der Bundes-
wehr. Auf dem unweit davon gelege-
nen Truppenübungsplatz Baumhol-
der wird das Schießen dann mit schar-
fer Munition aller Kaliber geübt. Kob-
lenz ist nach wie vor die größte Garni-
sonsstadt in Deutschland. Von
Spangdahlem aus flogen die Bomber
direkt zu Angriffen in das jeweilige
Kriegsgebiet.
Jüngst wurde dann bekannt, dass die
US-Armee den gegen Afrika gerichte-
ten Teil ihres Drohnenkrieges von
Ramstein aus steuert. Auch von dort
geht der Tod per Joystick und Hellfire-
Raketen aus, wenn potenzielle Opfer
samt „Kollateralschäden“ auf der wö-
chentlichen Zielliste des Friedensno-
belpreisträgers von 2009 stehen.
Ein Grund mehr für die Friedensbe-
wegung nicht nur in der Pfalz, ihre
Proteste fortzuführen. Kurz nach den
Jahrestagen von Hiroshima und Na-
gasaki werden auch wieder Aktionen
in Büchel stattfinden mit der Forde-
rung nach Verbot und Vernichtung
aller Atomwaffen weltweit, gegen die
Modernisierung der in der Eifel gela-
gerten Atombomben und für deren
Abzug aus Deutschland.
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Rettet die lokale
Demokratie
Das deutsche Grundgesetz schreibt
in Artikel 28, Absatz 2 vor: „Den Ge-
meinden muss das Recht gewährleis-
tet sein, alle Angelegenheiten der
örtlichen Gemeinschaft im Rahmen
der Gesetze in eigener Verantwor-
tung zu regeln. Auch die Gemeinde-
verbände haben im Rahmen ihres
gesetzlichen Aufgabenbereiches
nach Maßgabe der Gesetze das Recht
der Selbstverwaltung. Die Gewähr-
leistung der Selbstverwaltung um-
fasst auch die Grundlagen der finan-
ziellen Eigenverantwortung . . .“ Da
steht: „alle“ vor Angelegenheiten und
da steht „Recht der Selbstverwal-
tung“. Die Realität in Deutschland ist
davon weit entfernt und entfernt sich
weiter.
Am 15. Juni 2010 veröffentlichte das
Präsidium des Deutschen Städte- und
Gemeindebundes (Mörfelden-Wall-
dorf ist dort Mitglied) eine dramati-
sche Resolution. Für den nicht in Kom-
munalpolitik bewanderten Leser
muss der Charakter dieses Bundes
erläutert werden. Das ist keine An-
sammlung von Revolutionären. In
diesem Bund versammeln sich die
Spitzen der deutschen Kommunen,
neben ein paar versprengten Linken
überwiegend Männer mit den Partei-
büchern der CDU, CSU oder SPD - eine
staatstragende Truppe also. Nach ei-
ner knappen Darlegung der gegen-
wärtigen finanziellen Situation heißt
es in dieser Resolution: „Damit ist nicht

nur die kommunale Selbstverwal-
tung, sondern auch die lokale Demo-
kratie gefährdet. Sie ist die Basis un-
seres Staates.“

Die meisten Kommunalpolitiker sind
allerdings bedauernswerte „Wasch-
lappen“, die sonntags in ihren Partei-
gliederungen den erwürgenden
Maßnahmen ihre Zustimmung ertei-
len, die sie dann, zurück in ihren Rat-
häusern, in feurigen Resolutionen
beklagen. Würden sie die Verfassung
ernst nehmen, müssten sie zur Revo-
lution aufrufen. Doch sie (und auch
die Bürger und Medien) stimmen für
die Schuldenbremse und für den Ret-
tungsschirm. Sie halten nichts von
der „Basis unseres Staates“. Und in
Mörfelden-Walldorf macht sich das
so bemerkbar: Die Stadtverwaltung
spart und erhöht Gebühren und Steu-
ern. Und wundert sich, dass die Bür-
ger verdrossen sind, sich nicht enga-
gieren, nicht zur Wahl gehen.

Die Serie der Grausamkeiten ist aber
noch lange nicht zu Ende. Denn man
hat schon gemerkt, dass alles Sparen
und Steuereintreiben nicht ausreicht,
den Stadthaushalt zu sanieren. Wäh-
rend die Reichen im Lande immer
reicher werden, müssen die kleinen
Leute den Gürtel enger schnallen. Vor
allem trifft es die Alten. Sie erhielten
eine Rentenerhöhung, die die Scham-
röte in die Gesicher der Verantwortli-
chen treiben müsste. Ganze 0,25%
Erhöhung in diesem Jahr. Für man-
che Rentnerin und manchen Rentner
ist das Porto für die Mitteilung höher
als die Erhöhung.                           Rudi Dötsch

Demonstrationen für mehr Ge-
rechtigkeit finden am 14. Septem-
ber 2013, eine Woche vor der Bun-
destagswahl, statt.
Das Bündnis „Umfairteilen“ ruft
dazu auf:
„Wir fordern von der künftigen
Bundesregierung eine gerechte
Steuerpolitik, die große Vermö-
gen wieder angemessen an der
Finanzierung unseres Gemeinwe-
sens beteiligt!“

Ein Zeichen setzen
zur Bundestagswahl

Fahrpreiserhöhungen
Im Dezember wird Bahn fahren wieder
teurer. Zurecht fühlen sich Bahnfah-
rerinnen und -fahrer abkassiert und
weisen bei der Gelegenheit auch auf
andere Ärgernisse bei der Bahnnut-
zung hin - z.B. Fahrscheinkauf an den
„frei“ stehenden Automaten bei Re-
gen und Wind. Überdachungen für
die Fahrscheinautomaten auf den
Bahnsteigen sind bisher nicht ange-
kündigt. Es wäre Zeit.

Landtagswahl/
Bundestagswahl
Am 22. September sind Landtags-
und Bundestagswahlen. Die DKP ruft
auf, DIE LINKE zu wählen, die als Op-
position in den Parlamenten ein ver-
läßlicher Partner vieler außerparla-
mentarischer Bewegungen ist – in
Hessen z.B. als ständige Teilnehmer
an den „Montagsaktionen“ im Flug-
hafenterminal gegen Fluglärm und
Flughafenausbau.
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Gehuppt
wie gesprunge

An einem Tag in der
Presse zu lesen:

3175 Banker verdienen
Millionen
In der EU haben 3175 Banker im Jahr
2011 jeweis mehr als eine Million Euro
Gehalt erhalten. Das geht aus Zahlen
der Europäischen Bankenaufsichts-
behörde hervor.
Sie kassierten im Schnitt 1,44 Millio-
nen Euro, das sind insgesamt 3,5 Mil-
liarden Euro.

Millionen durch reuige
Steuersünder
Die Zahl der Selbstanzeigen in Hes-
sen ist nach dem Ankauf von Steuer-
CDs aus der Schweiz stark gestiegen.
Hessen profitiert kräftig.

Nach Recherchen haben sich allein in
den vergangenen sechs Monaten
rund tausend Steuerhinterzieher
selbst angezeigt. Das geht aus einer
aktuellen Statistik des hessischen Fi-
nanzministeriums hervor.

Im Jahr davor waren es auf das kom-
plette Jahr gerechnet fast 500 Fälle.
Durch die Selbstanzeigen in diesem
Jahr nimmt das Land bislang zusätz-
liche Steuern von fast 36 Millionen
Euro ein. Hessen selbst beteiligt sich
jedoch nicht aktiv am Ankauf von
Steuer-CDs, profitiert aber von den
Daten, sobald Steuersünder in Hes-
sen betroffen sind.

Spekulanten enteignen
Bauern
Investoren treiben die Preise für Ag-
rarflächen in den EU-Staaten hoch.
An Landwirtschaft sind sie meist nicht
interessiert. Die Zahl der Höfe sinkt
auch in Deutschland dramatisch. Al-
lein in Brandenburg beherrschen
branchenfremde Investoren bis zu
15% desAckerlandes.

Nachrichten
aus dem

realexistierenden
Kapitalismus

Der Wahlkampf kommt langsam
in die Gänge.

Bei allem, was an Meldungen
schon heute in den Medien

gekocht wird,
ist es schwer

den Wahrheitsgehalt zu
überprüfen.

Entscheidend bleibt,
wer wirklich was an den

Zuständen im Lande
ändern will.

Die beiden haben nicht vor,
die Macht der Banken zu

beschneiden und eine
notwendige antikapitalistische

Politik einzuleiten.
Sie zu wählen, ist

„Gehuppt wie gesprunge“.

In unserer Stadt ist die DKP / Linke Liste im
Stadtparlament aktiv. Außerparlamen-
tarisch wird die Fraktion durch den „blick-
punkt“ unterstützt. Er hat eine Auflage
von 14 500 Exemplaren. Einmal im Mo-
nat (auch wenns mal regnet) wird er in
Mörfelden auf dem Rathausplatz verteilt.
Die Gespräche mit den Bürgerinnen und
Bürgern sind für eine gute Kommunalpo-
litik unverzichtbar. Andere Parteien ma-
chen sich diese Arbeit nicht. Man sieht sie
nur vor Wahlen in der Öffentlichkeit.

FILMMATINEE »»»»» DIE ROLLBAHN «««««
1. September 2013, 11 Uhr, im Kino Lichtblick Walldorf

mit einem Gespräch mit Regisseur Malte Rauch
sowie den damaligen

Entdeckern A. J. Arndt, G. Schulmeyer und J. Oswald.

Eintritt ist frei.

Am Nachmittag, 15 Uhr, findet ein Rundgang am
ehemaligen Außenlager des KZ Natzweiler mit Führung statt.

Eine gemeinsame Veranstaltung von DIE LINKE und DKP Mörfelden-Walldorf

Herzlichen Dank allen,
die dem „blickpunkt“ helfen:

Kreissparkasse
Groß-Gerau

Konto 9003419, BLZ 50852553
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Für ein Nachtflugverbot  von 22 bis 6 Uhr
Fluglärm macht die
Adern eng
Eine neue Studie zeigt, bei
welchen Schallpegeln
Gefäßschäden entstehen

Es gibt inzwischen eine Reihe von
wissenschaftlichen Studien, die den
Zusammenhang von Fluglärm und
Krankheiten belegen. Mediziner war-
nen vor allem vor Herzinfarkten, Blut-
hochdruck und Schlaganfällen. Doch
die genauen Mechanismen, die zu
diesen Erkrankungen führen, seien
bisher nicht bekannt gewesen, so der
Herzspezialist Professor Thomas Mün-
zel, Direktor der II. Medizinischen Kli-
nik und Poliklinik der Universitäts-
medizin Mainz.
Eine Studie belegt nun, dass nächtli-
cher Fluglärm schon bei gesunden
Menschen zu Gefäßfunktionsstörun-
gen, vermehrten Stresshormonen
sowie verminderter Schlafqualität
führen kann. Für Thomas Münzel stel-

Luftkurort Rhein-Main
Die Fraport wirbt in Informationsbroschüren und Anzeigen für den Regi-
onalpark Rhein-Main: So können wir in diesen Anzeigen unter anderem
lesen: „Erfahren Sie die Schönheit unserer Landschaft. Der Regionalpark
bietet zahlreiche Ausflugsrouten und Radwege durch die Kulturland-
schaft unserer Region. Sie werden erfahren, wie spannend und entspan-
nend unsere Region sein kann“. Entspannend? Es gibt sicherlich noch den
einen und anderen Platz für die Entspannung in der Rhein-Main-Region.
Aber: Die Bürgerinnen und Bürger in unserer Region, die anhaltend dem
Fluglärm ausgesetzt sind, wollen gerne auch mal wieder zuhause entspan-
nen und sich ohne größere Umweltbelastungen im Freien aufhalten
können. Geht aber nicht, denn Fraport sorgt hier für eine einzigartige
Lärmkulisse. Dabei wird rücksichtslos offenbart, dass wirtschaftliche Inte-
ressen nun mal eine höhere Priorität einnehmen als die Gesundheit und
Erholung der Menschen. Die Naherholungsgebiete werden im Rhein-
Main–Gebiet vielerorts mit einem „Lärm- und Dreckteppich“ überzogen,
worunter auch die so gepriesene Schönheit der Landschaft leidet. Aber die
Flughafenbetreiber sind ja bekannt dafür, dass sie alle negativen Folgen
des Flugverkehrs verharmlosen und dafür gerne mal einen Radweg, einen
Naturlehrpfad, ein Naturdenkmal und anderes mehr sponsern. Da fragt
man sich schon, wann Fraport mit dem Werbeslogan aufmacht: „Willkom-
men im Luftkurort Rhein-Main wir sorgen für erlebnisreiche Tage und
Nächte“ – vielleicht ja zur Einweihung von Terminal 3. Doch diese erneute
Flughafenerweiterung sollten wir lieber alle zu verhindern wissen!     HF

Ein gefährlicher Mix
In manchen Straßen gibt es nach wie
vor starken Verkehrslärm. Starker
Lkw-Verkehr geht noch immer durch
die Rüsselsheimer Straße, den Gärt-
nerweg, die Groß-Gerauer Straße, die
Umgehungsstraße und auch durch
den Vitrolles-Ring.
Wenn die neuen Ergebnisse der Lärm-
studien zutreffend sind, dann sind
die Anwohner dieser Straßen über
die Jahre hinweg einem erhöhten Ri-
siko für Herzinfarkt und Schlaganfall
sowie andere Herz-Kreislauf-Erkran-
kungen ausgesetzt. Denn in diesem
Gebiet kommen Fluglärm, Straßen-
lärm und teilweise auch Schienenlärm
zusammen – ein gefährlicher Mix.

len die Forschungsergebnisse, die in
der Mainzer Universitätsklinik vorge-
stellt wurden, einen kleinen Durch-
bruch im Bereich der Fluglärmfor-
schung dar. „Wir wissen, dass Flug-
lärm Bluthochdruck, Herzinfarkte und
auch Schlaganfälle auslösen kann“.
Dank der vorliegenden Ergebnisse
könne man auch Aussagen über die
genauen Mechanismen treffen, die
zu diesen Herz-Kreislauf-Erkrankun-
gen führten. „Diese Studie zeigt ganz
konkret auf, wie und bei welchen
Schallpegeln Gefäßschäden entste-
hen.“
Münzel hat schon früher darauf hin-
gewiesen, dass die Störung der Nacht-
ruhe zur Ausschüttung von Stress-
hormonen führt. Dadurch beschleu-
nigt sich der Herzschlag, der Blutdruck
steigt, die Blutgerinnung wird akti-
viert. Das sind drei Risikofaktoren für
Herzinfarkt und Schlaganfall. Dabei
ist es egal, ob ein Mensch vom Lärm
aufwacht oder nicht.
Im Rahmen der Studie wurden 75
gesunde Männer und Frauen wäh-

rend des Schlafs unterschiedlichen
Lärmpegeln ausgesetzt. „In diesen
Lärmszenarien haben wir Nachtflüge
mit einem durchschnittlichen Lärm-
wert von 60 Dezibel simuliert und die
Probanden zu Hause dieser Belastung
in einem Feldversuch ausgesetzt“, so
Frank Schmidt von der II. Medizini-
schen Klinik, der die Studie begleite-
te. Mal seien es 30, mal 60 simulierte
Nachtflüge gewesen. Zur Kontrolle
gab es ein „lärmfreies Nacht-Szena-
rio“.
Die Wissenschaftler stellten fest, dass
Nachtfluglärm das Stresshormon
Adrenalin deutlich steigerte und die
Gefäßfunktion erheblich verschlech-
terte. Die Studienergebnisse beleg-
ten, dass in gleicher Weise, wie die
Fluggeräusche zunehmen, die Erwei-
terungsfähigkeit der Arterien ab-
nimmt. Die Studie weist auch nach,
dass es keine Gewöhnung an den
Lärm gibt.

Protest geht weiter
Schnell hat das städtische Umwelt-
amt unseren Hinweis auf die Ablö-
sung des Protesttransparents ge-
gen Fluglärm und Flughafenaus-
bau am Wasserturm bearbeitet.
Das Transparent wurde wieder be-
festigt. Der Protest geht weiter.
Gelobt.
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Schbrisch

Wann merr
kaa Herrn hott,

is merrr
wie bleed.

Stadtgeschichten

KuBaVeranstaltungen
im  Kulturbahnhof
Mörfelden
Querbeat - Freitag, 9. August 2013, 20 Uhr  - Eintritt frei

Viele Spinnweben halten auch einen Löwen fest
Benefizveranstaltung für das Projekt JAPPO LIGUEY
Samstag, 10. August 2013, 20 Uhr Sonstiges AK: 15 €

Das Vinyl wird gerettet!
Donnerstag, 15. August 2013, 20 Uhr - Eintritt frei

Filmabend
Freitag, 16. August 2013, 20 Uhr Film - Eintritt frei

Spieleabend
Dienstag, 20. August 2013, 20:00 Uhr - Eintritt frei

Quiz-Night
Freitag, 23. August 2013, 20 Uhr - Eintritt frei

Handarbeiten im KuBa! Der KuBa StrickStickKick
Samstag, 24. August 2013, 18 Uhr - Eintritt frei

Rockige gute Laune Hits für Kids - Mit Matthias Linßen
Sonntag, 25. August 2013, 10:30 Uhr Musik AK: 5 €, erm.: 3 €

Seniorenkaffee: „Wer rastet, der rostet“
Mittwoch, 28. August 2013, 14:30 Uhr - Eintritt frei

Wird Hessen wieder sozial? Diskussion zur Landtagswahl
Mittwoch, 28. August 2013, 20 Uhr - Eintritt frei

Ein Blick zurück in die 1950er Jahre - es war etwa Mitte Juli, die Zeit der Getreideernte. In Mörfelden und Walldorf
wurde überwiegend Roggen angepflanzt und das Ernten hieß „Korn abmache“. Da war die ganze Familie
eingespannt. Schlag für Schlag musste mit der Sense am Reff (von raffen) der ganze Acker abgemäht werden.
Die Nebenerwerbslandwirte, die die ganze Woche über in Frankfurt oder Rüsselsheim ihrer Beschäftigung nachgingen,
plagten sich noch bis in die 1950er Jahre auf diese Art. Die hauptberuflichen Landwirte hatten dagegen schon früher,
manche schon in den 1930er Jahren, von Pferden gezogene Mähmaschinen. Das Mähen der Wiesen konnte noch von einer
Person bewältigt werden. Bei der Getreidemahd war noch eine zweite Person erforderlich, die das Gemähte zum Binden
ablegte. Später kamen dann die von zwei Pferden gezogenen sogenannten „Selbstbinder“, die auch das Binden der
Getreidebündel („Bosen“ genannt) bewerkstelligten. Vor etwa 60 Jahren fuhren dann die ersten Mähdrescher auch über
die Äcker unserer Gemarkung und machten bald die schwere Arbeit des Handmähens sowie die kleinen Mähmaschinen
und auch die Dreschmaschinen überflüssig. Unser Foto zeigt den Mörfelder Kleinbauern August Schulmeyer 8., auch
„Schneideraugust“ genannt, aus der Zwerggasse in Mörfelden auf seiner kleinen Mähmaschine und seinem Pferd Helga
(wie seine Tochter Elfriede noch weiß), beim „Kornabmache“ am „Egelsbächerweg“. Seinen Beinamen hatte er von seinem
Vater August Schulmeyer, der von Beruf Schneider aber auch Friseur, Fleischbeschauer und Kleinbauer war.


